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Wo bleibt die grosse Solidarität?
Zu «Angela Merkel schweigt
nicht mehr»
Ausgabe vom 27. August
Was in der Flüchtlingspolitik ge-
schieht, übersteigt das Mass des
Erträglichen. Endlich hat die
deutsche Kanzlerin Angela Mer-
kel, die dunkle (braune) und auf-
strebende Macht als solche er-
kannt. Es ist zu hoffen, dass diese
schändliche Tendenz endlich
auch inDeutschland juristisch ge-
stoppt wird. Und die politische

Schweiz und deren Staatskir-
chen?
Entsprechende Gesetze sind

da, leider hat aber niemand den
Mut, diese auch wirklich umzu-
setzen. Wahltaktische Begrün-
dungen und Listenverbindungen
verhindern dies! Schweizer Fir-
men verdienenMillionenmit der
«sachgerechten Unterbringung»
von Flüchtlingen in Österreich
undauch inderSchweiz. InDäne-
mark erhalten Asylbewerber

deutlich weniger Geld zum Le-
ben, trotz des Grenzzauns in
Ungarn wächst der Flüchtlings-
strom. 71Menschen sind in einem
Auto erstickt, dasselbe in einem
Schiffmit 50Toten,Kriegsflücht-
linge werden auf der «Balkan-
Route» mit Tränengas begrüsst,
und trotzdem: Sie kommen, sie
haben nichts mehr zu verlieren,
ausser ihr Leben in derHoffnung
auf Menschlichkeit. Die dunkle,
braune Geschichte feiert auch in

derSchweizdankderFlüchtlings-
strömeHochkonjunktur, dasBoot
ist voll, hört man wieder, die Ge-
schichte aus dem Zweiten Welt-
krieg ist verarbeitet, jetzt gilt es,
dem Schweizertum zu frönen.
Leider ist in der Schweiz die gros-
se Solidarität für die Ungarn-
flüchtlinge im Jahr 1956 verges-
sen. Der Russenweg im Zürcher
Kreis 8 ist damals spontan zum
Ungarweg umgetauft worden.

UrsulaHofstetter, Forch

Unbeschränkte Aufnahme?
WasdieAufnahmevonFlüchtlin-
genbetrifft, herrschtnicht einmal
unter den EU-Ländern ein Kon-
sens. Bundeskanzlerin Angela
Merkel drängt zwar auf ein gross-
zügiges Vorgehen. In ihrer Eu-
phorie macht sie sich jedoch kei-
ne Gedanken darüber, wie die
Aufnahmeländer diese Leute –
etwa nachdem sich die Situation
in ihren Herkunftsländern stabi-
lisiert hat – je wieder zur Rück-
kehr bewegen können.
Das Schengen-Dublin-Abkom-

menhat sichmeinerAnsichtnach
als Flop erwiesen. Daher will die
EuropäischeUniondieFlüchtlin-
ge nach einem Verteilschlüssel
auf ihre Mitgliedsländer und die

Schweiz verteilen. Da ist ein wei-
terer Fehlschlag in Sicht, da ers-
tens bei weitem nicht alle EU-
Länder diesen Verteilschlüssel
anwenden. Zweitenswürden sich
die den ehemaligen Ostblocklän-
dern zugewiesenen Flüchtlinge,
Verteilschlüssel hinoderher, bald
einmal in komfortablere Länder
absetzen.
Ein solcherVerteilschlüssel hat

ferner eineSogwirkung, vermehrt
nicht nur auf die Einwohner von
Krisenstaaten. Die Folge davon:
ein weiteres Anschwellen der
Flüchtlingswelle in ungeahnten
Dimensionen.

OttoWeiersmüller,
Uetikon
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«DieWelt wird nicht
bedroht von den
Menschen, die böse
sind, sondern von
denen, die das Böse
zulassen.»

Albert Einstein

Deutscher Physiker und Nobelpreisträger,
1879–1955

DerSpruch FDP-Müller
stellt Bedingungen

Der FDP-Präsident Philipp Mül-
ler hält die Zauberformel für die
ZusammensetzungdesBundesra-
tesnachwie vor für sinnvoll.Dem
kannman nur zustimmen.
Gleichzeitig aber stellt er die

absurde Forderung auf, dass ein
Bundesratskandidat der SVP das
Parteiprogramm seiner Partei
verleugnenmüsse, umwählbar zu
sein. Wahrscheinlich müsste der
Kandidat nachMüller – umwirk-
lich gewählt zu werden – gleich
der FDP beitreten. Seit der Wahl
einer Vertreterin der Kleinstpar-
tei BDP ist der Bundesrat weit-
gehendhandlungsunfähig gewor-
den und tendiert generell nach
links.
Da diese Bundesrätin keine

wirkliche Hausmacht besitzt, ist
sie in der Geiselhaft der Linken.
Sie kann nur mit den Stimmen
der SP und eventuell der beiden
grünenParteien ihrenSitzhalten.
Es ist höchsteZeit, denLinksdrall
unseres Bundesrates zu beenden
und zu einer Zusammensetzung
zurückzukehren, die die Stimm-
kraft derParteienwieder so abbil-
det, wie sie nun einmal ist. Alles
andere ist – mit Verlaub zu sagen
– extrem unseriös und hat der
Schweiz in der jetzigen Legis-
laturperiode nur Nachteile ge-
bracht. Auch Müller muss zur
Einsicht gelangen, dass nicht die
SVP, sondern die SP und andere
die liberalen Grundgedanken der
Schweiz in Gefahr bringen.

Peter V. Brunner, Stäfa

Kein Novum, sondern eine historische Bestätigung
Am 17. August erlebten wir
Schweizer einehistorischeTatsa-
che. Swissgrid machte bekannt,
dass die ganze atomareStromver-
sorgung mit den fünf Atomkraft-
werkenausserBetrieb sei.Dienu-
kleare Anlage in Gösgen musste
um 20 Uhr für 54 Minuten abge-
schaltet werden. Der Grund war
eineDampfleckage imSekundär-
kreis des nichtnuklearen Turbi-
nenkreislaufs, und dies geschah
lediglich fünf Wochen nach der
Wiederaktivierung anlässlichder
jährlichen Prüfungsrevision.
Es irritierte, dass die Medien-

information vom KKW Gösgen
ausging und nicht etwa vom Eid-

genössischen Nuklearsicher-
heitsinspektorat (Ensi). Das Er-
eigniswurdevorläufig der Stufe0,
«Ereignis ohne odermit geringer
sicherheitstechnischer Bedeu-
tung», zugeordnet.AmselbenTag
informierte das Ensi, dass der

Block 1 des AKW Beznau wegen
Materialunregelmässigkeiten für
etwa ein Jahr inaktiv bleiben
müsse.
Das provoziert Unruhe. Was

würde in der Region Zürichsee
bei einer Kernschmelze in Bez-
nau passieren? Einiges können
wir uns ausdenken: Wir hätten
Hunderttausende aargauische
Flüchtlinge zu erwarten, der
Flughafen würde geschlossen,
die Volkswirtschaft würde zu-
sammenbrechen. Erstmalig in
der Schweiz waren die fünf AKW
gleichzeitig ausser Betrieb ge-
setzt worden, ohne dass die Be-
völkerung es bemerkte! (Block 1

Beznau ist seit dem 13. März ge-
schlossen, Block 2 befindet sich
im Revisionsprogramm und
bleibt vom 14. August bis zum24.
Dezember geschlossen, Leib-
stadt muss vom 10. August bis
zum 15. September, Mühleberg
vom 3. August bis 7. September
abgeschalten bleiben.)
In den 40 Stunden, bis Gös-

gen nach Reparaturarbeiten am
18. August um 15.10 Uhr wieder
aktiviert wurde, konnten erneu-
erbare Energien die inländische
Stromversorgung aufrechterhal-
ten, damit die 9,4 Prozent des na-
tionalen Strombedarfs, den die
Atomkraftwerke ausmachen, er-

bracht wurden. Das beweist die
Fähigkeit der Schweiz, denAtom-
strom durch erneuerbare Ener-
gien zu ersetzen, wirtschaftliche
Alternativen zu entwickeln und
damit in das Gemeinwohl und in
unsere Gesundheit zu investie-
ren.UnsGrünen liegendie erneu-
erbaren Energien am Herzen,
auch weil der Klimawandel die
Zukunft unserer Urenkel gefähr-
det.Nicht derStromausfall beein-
trächtigt unsere Lebensqualität,
sonderndieMöglichkeit einernu-
klearenKatastrophe.
Silvia Kündig, Co-Präsidentin,
VorstandUGS, Kantonsrätin

Grüne, Rapperswil-Jona

Die Europäische Union zeigt sich unfähig
Welche Unfähigkeit die EU bei
derBekämpfungder illegalenZu-
wanderungandenTag legt, ist be-
denklich. Die EU zeigt sich über-
fordert und konzeptlos. Versteift
sich die EUweiterhin darauf, den
Massenandrang illegalerEinwan-
derer auf alleMitgliedsländer ge-
recht verteilen zuwollen?Dass es
für dieAfrikaner eineAlternative
ist, nach Europa zu kommen,
setzt eine Völkerwanderung in
Gange, wie sie die Welt noch nie
gesehen hat. Profitieren tun die
Schlepperbanden und die Asyl-
industrie in der Schweiz. Unter
der Laissez-faire-Politik leiden
dieEU-StaatenundauchStaaten,
die nicht der EU angehören, dar-

unterdie Schweiz.Die lascheHal-
tungweist daraufhin, dass dieEU
die Probleme nicht lösen kann
oder will. Dadurch geraten auf
ihrer Flucht viele Menschen in
Lebensgefahr.
Wann wird endlich der Grund-

satz durchgesetzt und ihm nach-
gelebt, dassnurMenschen, die an
Leib und Leben bedroht sind,
Anspruch auf eine Aufnahme in
einem fremden Land haben? So-
langedieEUnicht bereit ist, ihren
eingeschlagenen Weg auf alle
Mitgliedsländer und die dort le-
benden Menschen mit direktde-
mokratischenKompetenzenaus-
zurichten, wird der Schlamassel
weitergehen.

Man geht von einem mafiösen
Verteilsystemaus, und sowerden
dieWirtschaftsmigrantenausAf-
rika in die Länder geschleust, in
denen die Aufnahme, oder der il-
legale Aufenthalt, besonders Er-
folg versprechend ist. Die An-
erkennungsquote in der Schweiz
lag2014bei rund85Prozent–das
sind europäische Spitzenwerte.
Vorab junge, allein reisende Afri-
kaner suchen so für sich ein bes-
seres Leben. Das hat mit Ge-
richtsentscheiden und der gängi-
gen Asylpraxis von Bundesrätin
Sommaruga zu tun. Es ist einfa-
cher, Aufenthaltsgesuche durch-
zuwinken, als auszuschaffen.

Kurt Baumann, Adliswil

Einsendeschluss fürdieNatio-
nal- und Ständeratswahlen
vom18.Oktober ist amFreitag,
9. Oktober, 12 Uhr. red

Termin

Auch der Himmel weint – eine junge Frau wartet in Ungarn in einem Flüchtlingszug auf die Weiterreise nach Deutschland. Keystone

Das besondere Bild

Ansturm
der Flüchtlinge

Offensichtlichüberfordert derAn-
sturm der Flüchtlinge den westli-
chen Balkan. Positiv ist, dass der
BundjetztHilfszahlungenzugesagt
hat. Dies entspricht der humanitä-
ren Tradition unseres Landes.
Unterlassen wir dies, machen wir
uns mitschuldig an den Dramen.
Weshalborganisierenwirnichtdi-
rekte Züge ab den Hauptstädten
Südosteuropas in die Schweiz?
Dann hätten die Schlepper ausge-
dient. Oderwollenwir bewusst all
diese Opfer und unmenschlichen
Schikanen zum Schutz unseres
vergleichsweise hohenWohlstan-
des? MartinA. Liechti,Maur
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